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Änderungsantrag zu FH­IF­01

Von Zeile 78 bis 80 einfügen:
Wahrung von Grundrechten im Digitalen darf keinesfallsauf den Einzelnen abgewälzt werden. Vielmehr
bleibt der Staat in der Pflicht, private Kommunikation, persönliche Daten, Beschäftigtendaten und digitale
Infrastrukturen effektiv zu schützen. Wir werden weiter auf allen politischen

Begründung

Der Beschäftigtendatenschutz darf nicht vergessen werden. Er ist elementar wichtig für die Beschäftigten,
denn auch für sie gilt die informationelle Selbstbestimmung – insbesondere in der digitalen Arbeitswelt.
Gleichzeitig gibt es einen Änderungsantrag, den Beschäftigtendatenschutz an einer anderen Stelle zu
streichen, weil er dort nicht passt.
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